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	ENTWURF

	KÖNIGREICH BELGIEN

	Föderaler Öffentlicher Dienst Gesundheit, Sicherheit der Nahrungskette und Umwelt

	Königlicher Erlass zur Festlegung der Grenzwerte für die Emissionen in den Innenraum von Bauprodukten für bestimmte beabsichtigte Nutzungsarten


	ALBERT II, König der Belgier,

	

	allen Gegenwärtigen und Zukünftigen Unseren Gruß.

	

	gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates.

	

	gestützt auf das Gesetz vom 21. Dezember 1998 bezüglich der Produktnormen zur Förderung nachhaltiger Produktionsmuster und nachhaltigen Verbraucherverhaltens und zum Schutz der Umwelt, der Gesundheit und der Arbeitnehmer, Artikel 5 § 1 Ziffer 1° und 3° und 15 § 3;

	

	gestützt auf die Mitteilung an die Europäische Kommission vom ... gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für Dienste der Informationsgesellschaft;

	

	gestützt auf die Stellungnahme des Obersten Gesundheitsrats [Hoge Gezondheidsraad] vom 4. Dezember 2012;

	

	gestützt auf die Stellungnahme des Föderalen Rats für Nachhaltige Entwicklung vom 31. Januar 2012;

	

	gestützt auf die Stellungnahme des Zentralrats für Handel und Industrie vom 24. Februar 2012;

	

	gestützt auf die Stellungnahme des Verbraucherschutzrats vom 29. März 2012;
gestützt auf die Stellungnahme des Obersten Rats für Gefahrenverhütung und Schutz am Arbeitsplatz vom ...;

	

	gestützt auf die Einbeziehung der Regionalregierungen beim Entwurf des vorliegenden Erlasses;

	

	gestützt auf die Stellungnahme der Finanzinspektion, erteilt am ...;

gestützt auf die Zustimmung des Ministers für Haushalt, gesellschaftliche Integration und Sozialwirtschaft, erteilt am ...; 



	

	gestützt auf die Stellungnahme xx.xxx/x des Staatsrats, erteilt am ..., unter Anwendung von Artikel 84 § 1, Absatz 1 Ziffer 1° der koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

	

	Auf Vorschlag des Gesundheitsministers, des Umweltministers und des Wirtschaftsministers,

	

	haben Wir beschlossen und erlassen Wir:

	

	Artikel 1 Gegenstand und Geltungsbereich
§1. Dieser Erlass legt für die Grundanforderung 3 „Hygiene, Gesundheit und Umwelt” der Bauproduktverordnung die wesentlichen Merkmale von Bauprodukten sowie die Bedingungen für das Inverkehrbringen oder das Anbieten auf dem Markt dieser Produkte bezüglich der Emissionen in den Innenraum im Hinblick auf die beabsichtigte Nutzung dieser Bauprodukte fest. Damit sollen die öffentliche Gesundheit vor schädlichen Auswirkungen geschützt bzw. die Risiken schädlicher Auswirkungen vermindert werden.
§2. Dieser Erlass gilt für die in Anhang 1 aufgenommenen Bauprodukte und ihre beabsichtigten Nutzungsarten, die auf dem belgischen Markt angeboten und in Verkehr gebracht werden.



	

	Artikel 2 Definitionen

	Für die Anwendung des vorliegenden Erlasses bedeutet:

	1°Innenraum: Innenräume in Gebäuden;

2°Zuständige Behörde: Föderalbehörde Gesundheit, Sicherheit der Nahrungskette und Umwelt;

3°Bauproduktverordnung: die Verordnung 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates;



	Artikel 3 Grenzwerte
Es ist untersagt, Bauprodukte in Verkehr zu bringen und auf dem Markt anzubieten und zu verwenden, die nicht die in Anhang 2 festgelegten Grenzwerte erfüllen.

In Abweichung von Artikel 3 Abschnitt 1 kann die zuständige Behörde für die Restaurierung und die Instandhaltung von Gebäuden, die von den Regionen als von besonderer historischer und kultureller Bedeutung eingestuft wurden, individuelle Genehmigungen für den An- und Verkauf streng begrenzter Mengen von Produkten, die nicht die in Anhang 2 aufgenommenen Grenzwerte erfüllen, erteilen. 



	

	Artikel 4 Verpflichtungen des Herstellers

§3. Der Hersteller sorgt dafür, dass die Bauprodukte, die er in Verkehr bringt, jenen Bauprodukten entsprechen, für die in Artikel 3 Grenzwerte genannt werden.

§4. Wenn der Hersteller ein Bauprodukt in Verkehr bringt, stimmen die Emissionen dieses Bauprodukts mit dem vorab festgelegten entsprechenden Produkttyp überein.

§5. Der Hersteller erstellt für jeden Produkttyp ein Produktemissionsgutachten, aus dem hervorgeht, dass der Bauprodukttyp den in Artikel 3 genannten Grenzwerten entspricht. 

§6. Der Hersteller sorgt für eine eindeutige Rückverfolgbarkeit zwischen den von ihm in Verkehr gebrachten Produkten und dem entsprechenden Produkttyp und umgekehrt.

§7. Der Inhalt, die Zusammenstellung und die formalen Anforderungen des Produktemissionsgutachtens müssen den Bestimmungen von Anhang 3 entsprechen.

§8. Das Vorhandensein eines Produktemissionsgutachtens befreit den Hersteller nicht von der Verpflichtung, die in Artikel 3 genannten Grenzwerte einzuhalten.

§9. Der Hersteller bewahrt das Produktemissionsgutachten für mindestens 10 Jahre nach dem Inverkehrbringen des Bauprodukts auf. 

§10. Der Hersteller sorgt dafür, dass Verfahren eingerichtet werden, um die angegebenen Leistungen in der Serienproduktion einzuhalten. Änderungen am Produkttyp und in den harmonisierten technischen Spezifikationen werden in angemessener Weise berücksichtigt. 

§11. Der Hersteller untersucht Beschwerden, nichtkonforme Produkte und zurückgerufene Produkte und führt darüber ein Register, wovon er die Vertriebshändler in Kenntnis setzt. Hierfür richtet der Hersteller ein Verfahren ein.

§12. Der Hersteller legt auf einfache Aufforderung der zuständigen Behörde alle erforderlichen Informationen und Unterlagen vor, um nachzuweisen, dass das Bauprodukt den geltenden Bestimmungen dieses Erlasses entspricht, in einem Sprachstil, der für die zuständige Behörde leicht verständlich ist. Auf Aufforderung dieser zuständigen Behörde wirkt er bei allen getroffenen Maßnahmen zur Eliminierung der Risiken der durch ihn in Verkehr gebrachten Bauprodukte mit.

§13. Ein Hersteller, der der Ansicht ist oder Anlass zu der Annahme hat, dass ein durch ihn in Verkehr gebrachtes Bauprodukt nicht die in Artikel 3 genannten Grenzwerte erfüllt bzw. anderen geltenden Vorschriften dieses Erlasses nicht entspricht, ergreift unverzüglich die nötigen Abhilfemaßnahmen, um die Konformität der auf dem Markt befindlichen nichtkonformen Produkte wiederherzustellen oder sie, sofern erforderlich, vom Markt zu nehmen bzw. zurückzurufen. In diesem Fall informiert der Hersteller die zuständige Behörde unverzüglich hierüber, wobei er insbesondere die Nichtkonformität sowie alle getroffenen Abhilfemaßnahmen ausführlich darlegt.



	Artikel 5 Freistellung
Abweichend von Artikel 4 ist der Hersteller für die in Anhang 4 aufgenommenen Bauprodukte von der Verpflichtung befreit, über ein Produktemissionsgutachten zu verfügen. 



	Artikel 6 Bevollmächtigter Vertreter
§ 1 Der Hersteller kann mittels einer schriftlichen Vollmacht einen bevollmächtigten Vertreter bestimmen. 

Das Erstellen eines Produktemissionsgutachtens kann nicht Teil der Vollmacht des bevollmächtigten Vertreters sein. 

§ 2 Die Vollmacht erlaubt dem bevollmächtigten Vertreter mindestens die Ausführung folgender Aufgaben: 

1° er sorgt dafür, dass das Produktemissionsgutachten der zuständigen Behörde während des in Artikel 4 Abschnitt 7 genannten Zeitraums jederzeit zur Verfügung steht; 

2° er legt der zuständigen Behörde auf einfache Aufforderung das Produktemissionsgutachten sowie alle weiteren benötigten Informationen und Unterlagen vor, um nachzuweisen, dass das Bauprodukt den geltenden Bestimmungen dieses Erlasses entspricht; 

3° er wirkt auf Aufforderung der zuständigen Behörde bei allen möglicherweise getroffenen Maßnahmen zur Eliminierung der Risiken von Bauprodukten, die unter die Vollmacht des bevollmächtigten Vertreters fallen, mit.



	Artikel 7 Verpflichtungen des Importeurs
§14. Der Importeur darf ausschließlich Bauprodukte in Verkehr bringen, die die Vorschriften des vorliegenden Erlasses erfüllen.

§15. Bevor ein Bauprodukt in Verkehr gebracht wird, sorgt der Importeur dafür, dass der Hersteller das Produktemissionsgutachten gemäß den Bestimmungen dieses Erlasses erstellt hat. 

§16. Der Importeur stellt sicher, dass alle Maßnahmen getroffen wurden, um dafür zu sorgen, dass die Bauprodukte, die in Verkehr gebracht werden, den in Artikel 3 genannten Grenzwerten entsprechen. 

§17. Wenn der Importeur der Meinung ist oder Anlass zu der Annahme hat, dass das Bauprodukt nicht den Bestimmungen dieses Erlasses entspricht, bringt der Importeur das Bauprodukt nicht in Verkehr, so lange es die geltenden Vorschriften dieses Erlasses nicht erfüllt. Wenn das Produkt ein Risiko beinhaltet, informiert der Importeur den Hersteller und die zuständige Behörde hierüber.

§18. Ein Importeur, der der Ansicht ist oder Anlass zu der Annahme hat, dass ein durch ihn in Verkehr gebrachtes Bauprodukt nicht die in Artikel 3 genannten Grenzwerte erfüllt bzw. anderen geltenden Vorschriften dieses Erlasses nicht entspricht, ergreift unverzüglich die nötigen Abhilfemaßnahmen, um die Konformität des Produkts wiederherzustellen oder es, sofern erforderlich, vom Markt zu nehmen bzw. zurückzurufen. In diesem Fall informiert der Importeur, sofern das Produkt ein Risiko darstellt, die zuständige Behörde unverzüglich hierüber, wobei er insbesondere die Nichtkonformität sowie alle getroffenen Abhilfemaßnahmen ausführlich darlegt.
§19. Der Importeur bewahrt während des in Artikel 4 Abschnitt 7 genannten Zeitraums eine Kopie des Produktemissionsgutachtens für die zuständige Behörde auf und sorgt dafür, dass das Produktemissionsgutachten der Behörde auf Aufforderung vorgelegt wird.

§20. Der Importeur wird, was die Geltung dieses Erlasses angeht, als der Hersteller betrachtet und unterliegt den in Artikel 4 genannten Verpflichtungen des Herstellers, wenn er ein Bauprodukt unter seinem Namen bzw. Markennamen in Verkehr bringt oder ein bereits in Verkehr gebrachtes Bauprodukt derart verändert, dass die Konformität mit den Bestimmungen dieses Erlasses gefährdet sein kann.



	Artikel 8 Verpflichtungen des Vertriebshändlers
§21. Ein Vertriebshändler, der der Ansicht ist oder Anlass zu der Annahme hat, dass ein durch ihn auf den Markt gebrachtes Bauprodukt nicht die geltenden Vorschriften dieses Erlasses erfüllt, sorgt dafür, dass die nötigen Abhilfemaßnahmen getroffen werden, um die Konformität des Produkts wiederherzustellen oder es, sofern erforderlich, vom Markt zu nehmen bzw. zurückzurufen.

§22. Der Vertriebshändler legt auf Aufforderung der zuständigen Behörde alle erforderlichen Informationen und Unterlagen vor, um nachzuweisen, dass das Produkt den geltenden Vorschriften dieses Erlasses entspricht, in einem Sprachstil, der für die Behörde leicht verständlich ist. Auf Aufforderung der zuständigen Behörde wirkt er bei der Durchführung aller Maßnahmen zur Eliminierung der Risiken der durch ihn auf den Markt gebrachten Bauprodukte mit.

§23. Der Vertriebshändler wird, was die Geltung dieses Erlasses angeht, als der Hersteller betrachtet und unterliegt den in Artikel 4 genannten Verpflichtungen des Herstellers, wenn er ein Bauprodukt unter seinem Namen bzw. Markennamen in Verkehr bringt oder ein bereits in Verkehr gebrachtes Bauprodukt derart verändert, dass die Konformität mit den Bestimmungen dieses Erlasses gefährdet sein kann.



	

	Artikel 10 Identifizierung der Marktteilnehmer
Die Marktteilnehmer teilen der zuständigen Behörde auf einfache Aufforderung Folgendes mit: 

1° welcher Marktteilnehmer ihr ein Bauprodukt vorgelegt hat, für das dieser Erlass gilt; 

2° welchem Marktteilnehmer sie ein Bauprodukt, für das dieser Erlass gilt, vorgelegt hat.



	Artikel 11 Harmonisierte technische Spezifikationen
Wenn für das betreffende Bauprodukt eine harmonisierte technische Spezifikation besteht, und wenn in diese technische Spezifikation die Merkmale aus dem vorliegenden Erlass aufgenommen wurden, deklariert der Hersteller dieses Merkmal entsprechend der Bauproduktverordnung und der harmonisierten technischen Spezifikation beim Anbieten dieser Produkte auf dem Markt. In diesem Fall gelten zusätzlich zu diesem Erlass die Bestimmungen der Bauproduktverordnung. Die diesbezügliche Marktkontrolle erfolgt durch die zuständige Behörde.



	Artikel 12 Marktkontrolle
Die Probennahme erfolgt gemäß CEN/TR 16220:2011 Construction products – Assessment of release of dangerous substances – Complement to sampling. Die Entnahme der Proben erfolgt frühestens, wenn das Produkt verpackt und bereit für das Inverkehrbringen ist. 

§24. Jedes vorrätige und verpackte Produkt wird als bereit für das Inverkehrbringen betrachtet, es sei denn, der Marktteilnehmer verfügt über ein schriftliches und gültiges Verfahren, aus dem das Gegenteil hervorgeht.

§25. Die zuständige Behörde kann zu jedem Zeitpunkt mittels einfacher Aufforderung das Produktemissionsgutachten von den Marktteilnehmern anfordern. Sie hat das Recht, bei einem Kontrollbesuch bei dem Hersteller das Produktemissionsgutachten einzusehen und unverzüglich eine Kopie des Produktemissionsgutachtens einzufordern.

§26. Die zuständige Behörde kann eine Beurteilung anhand der in diesem Erlass festgelegten Vorschriften durchführen. Die betreffenden Marktteilnehmer arbeiten mit der zuständigen Behörde zusammen, falls dies erforderlich ist. 

§27. Wenn die zuständige Behörde feststellt, dass das Bauprodukt nicht den in diesem Erlass festgelegten Vorschriften entspricht, verlangt sie unverzüglich von dem betreffenden Marktteilnehmer, dass er alle Abhilfemaßnahmen ergreift, um die Konformität des Produkts gemäß diesen Vorschriften wiederherzustellen oder es innerhalb einer durch die zuständige Behörde festzulegenden angemessenen Frist, die der Art des Risikos entspricht, aus dem Handel nimmt bzw. zurückruft.
§28. Im Rahmen der Überwachung im Sinne dieses Artikels können gemäß Artikel 15 im Abschnitt 2 und 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 1998 bezüglich der Produktnormen zur Förderung nachhaltiger Produktionsmuster und nachhaltigen Verbraucherverhaltens und zum Schutz der Umwelt, der Gesundheit und der Arbeitnehmer, entsprechend dem nachfolgend festgelegten Verfahren Proben genommen oder Probennahmen veranlasst werden:

1° Von jedem Produkt werden drei Proben genommen, bei denen alle Aufschriften, an denen sich die Herkunft des Produkts erkennen ließe, abgedeckt werden; 

2° Die Proben werden unverzüglich versiegelt; 

3° Auf dem an der Probe angebrachten Etikett oder auf der Verpackung werden folgende Angaben vermerkt: die Nummer der Probe, die Art des Produkts mit Ausnahme der Handelsbezeichnung, das Datum der Probenahme, der Name und die Unterschrift des Beamten der zuständigen Behörde, der die Proben entnommen hat;

4° Eine Probe wird dem Verantwortlichen für das Inverkehrbringen des Produkts ausgehändigt; 

5° Die zweite Probe wird zur Untersuchung an ein anerkanntes Labor geschickt; 

6° Die dritte Probe wird an den Minister geschickt, der sie gegebenenfalls an den Staatsanwalt [Procureur des Konings] weiterleitet. 

§29. Die Labors, die mit der Durchführung der Untersuchung im Sinne von Abschnitt 6 Ziffer°5° beauftragt werden, müssen gemäß der Norm NBN EN ISO/CEI 17025-Norm für die ISO 16000 Prüfnormen oder die TS/EN XXXXX Construction products — Assessment of emissions of regulated dangerous substances from construction products — Determination of emissions into indoor air (Veröffentlichung voraussichtlich Ende 2012 **vor Veröffentlichung des Erlasses**) akkreditiert sein.
§30. Wenn bei der Marktkontrolle Prüfungen gemäß den in Anhang 2 beschriebenen Prüfverfahren durchgeführt werden und wenn die Ergebnisse nicht mit den Schwellenwerten im Sinne von Artikel 3 übereinstimmen, gehen die Kosten der Durchführung dieser Prüfungen zu Lasten des Herstellers.

§31. Unbeschadet der Befugnisse der Beamten der Kriminalpolizei kontrollieren die dazu angewiesenen Beamten und Mitarbeiter der Behörde die Einhaltung der Bestimmungen dieses Erlasses. Sie kontrollieren, dass die in Verkehr gebrachten Bauprodukte die Anforderungen dieses Erlasses erfüllen.
Gemäß Artikel 15 des Gesetzes vom 21. Dezember 1998 bezüglich der Produktnormen zur Förderung nachhaltiger Produktionsmuster und nachhaltigen Verbraucherverhaltens und zum Schutz der Umwelt und der Gesundheit dürfen die unter Ziffer 1° genannten Beamten und Mitarbeiter der Behörde bei der Ausführung ihres Auftrags:
  (a) alle Einrichtungen, Teile von Einrichtungen, Beförderungsmittel, Räumlichkeiten oder andere Orte, gelegen im Freien oder in Gebäuden und bestimmt für industrielle, Handels-, landwirtschaftliche, handwerkliche oder wissenschaftliche Tätigkeiten, betreten;
  (b) wenn diese Teil von Wohneinheiten sind oder zu diesen gehören, die im vorigen Absatz genannten Orte nur zwischen fünf Uhr morgens und neun Uhr abends betreten, es sei denn, sie sind im Besitz einer vorherigen schriftlichen Ermächtigung, ausgestellt durch einen Richter der Staatsanwaltschaft; eine solche Ermächtigung ist für das Betreten von Orten, die als Wohnung dienen, zu jeder Zeit erforderlich;
(c) sich alle Auskünfte und Nachweise vorlegen lassen, die sie zur Ausführung ihres Auftrags als notwendig erachten und alle sachdienlichen Festlegungen vornehmen;
(d) Proben nehmen oder unter ihrer Aufsicht nehmen lassen und diese analysieren lassen;
(e) Produktemissionsgutachten verlangen und vor Ort begutachten oder eine Kopie einfordern und diese an anderer Stelle und zu einem anderen Zeitpunkt begutachten.


	Artikel 13 Nichtkonformität
Unbeschadet Artikel 12 verlangt die zuständige Behörde von dem betreffenden Marktteilnehmer, dass dieser die Nichtkonformität beseitigt, wenn sie eine der folgenden Gegebenheiten feststellt:

1° Das Produktemissionsgutachten ist unvollständig oder liegt nicht vor;

2° Die formalen Anforderungen des Produktemissionsgutachtens sind nicht erfüllt.

Wenn die Nichtkonformität im Sinne von Abschnitt 1 andauert, trifft die zuständige Behörde alle geeigneten Maßnahmen, um das Inverkehrbringen und das Anbieten auf dem Markt des Bauprodukts einzuschränken oder zu untersagen, bzw. das Produkt zurückzurufen oder vom Markt zu nehmen.

Der Zeitraum, während dem die in dem Artikel [siehe oben] genannten Beamten und Mitarbeiter der Behörde aufgrund von Artikel 16 des Gesetzes vom 21. Dezember 1998 bezüglich der Produktnormen zur Förderung nachhaltiger Produktionsmuster und nachhaltigen Verbraucherverhaltens und zum Schutz der Umwelt, der Gesundheit und der Arbeitnehmer die durch diesen Erlass geregelten Produkte mittels einer verwaltungstechnischen Maßnahme vorübergehend beschlagnahmen können, ist auf drei Monate festgelegt.

Übertretungen der Bestimmungen des vorliegenden Erlasses werden gemäß der Artikel 17 und 18 des Gesetzes vom 21. Dezember 1998 bezüglich der Produktnormen zur Förderung nachhaltiger Produktionsmuster und nachhaltigen Verbraucherverhaltens und zum Schutz der Umwelt, der Gesundheit und der Arbeitnehmer ermittelt, festgestellt, verfolgt und bestraft.

	

	Artikel 14 Der zuständige Minister kann die Anhänge zu diesem Erlass ergänzen und ändern.
Artikel 15 

Der vorliegende Erlass tritt zehn Tage nach der Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt und frühestens am 1. Januar 2014 in Kraft.

Als Ausnahme zu Abschnitt 1 dürfen Bauprodukte, die vor dem 1. Januar 2014 in Verkehr gebracht oder auf dem Markt angeboten wurden und die nicht die Schwellenwerte von Artikel 3 erfüllen, ab dem 1. Januar 2015 nicht mehr auf dem Markt angeboten werden.

	

	Artikel 16 Die Durchführung des vorliegenden Erlasses obliegt, jeweils entsprechend der jeweiligen Zuständigkeit, dem für Gesundheit zuständigen Minister, dem Wirtschaftsminister und dem für Umweltfragen zuständigen Staatssekretär.

	

	Brüssel, den 

	

	Von Königs wegen:

	Der Vizepremierminister und der Minister für Soziales und Gesundheit,

	Vizepremierminister und Wirtschaftsminister, Verbraucher und Nordsee

	Der dem Minister für Inneres und Chancengleichheit zugeordnete Staatssekretär für Umwelt, Energie und Mobilität und der dem Premierminister zugeordnete Staatssekretär für Staatsreformen


Anhang 1 Liste der Bauprodukte und beabsichtigten Nutzungsarten, für die der vorliegende Erlass gilt

1. Bodenbelagprodukte mit als beabsichtigter Nutzung dem Bedecken eines Bodens, eventuell auf einer Vorbereitungsschicht, in Innenräumen zu Wohnzwecken, zu tertiärer, quartiärer, sportiver, kommerzieller, öffentlicher Nutzung und/oder zur Verwendung in Büroräumen, mit einer geringen bis sehr intensiven Nutzungsintensität durch Personen, kurz „Bodenbelagprodukte”: 
· Bodenfliesen aus Naturstein 
· Keramische Bodenfliesen 
· Bodenpaneele für erhöhte Böden 
· Hölzerne oder aus Holz bestehende Bodenbeläge (Dielenboden, Parkett, Holzfinierboden, Holzfaserplatten, Spanplatten, OSB-Platten, Multiplexplatten)
· Textile Bodenbeläge
· Elastische Bodenbeläge aus Gummi, Kork oder Linoleum
· Harzgebundene Böden auf Basis von Epoxydharzen, Polyurethanharzen, Polymethylmethacrylaten, ungesättigten Polyestern, Vinylestern und ihren Copolymeren, Polyesterharzen
· Imprägnierungen
· Beschichtungen oder filmbildende Schichten
· Gießböden oder selbstebnende Bodenbeläge
· Harzmörtelböden
· Steinteppiche
· Andere Materialien
Mit folgenden Definitionen:
· Untergrund: 
· Betonböden (sowohl vorgefertigt als vor Ort gegossen)
· Estriche (in der Regel zement- oder anhydritgebunden, aber auch Magnesium, Kalk, Bitumen, Trasszement und andere Materialien sind möglich)
· Trockene Bodensysteme 
· Holzböden 
· Metallböden 
· Die Tragstruktur erhöhter Bodensysteme (Paneelböden, trockene Hohlraumböden, feuchte Hohlraumböden)
· Keramische Fliesenböden 
· Ein vorhandener elastischer Bodenbelag 
· Ein vorhandener Textilbodenbelag
· Jede Oberfläche, auf der ein Belag (mit oder ohne Unterschicht) verlegt wird, einschließlich Treppen oder Schrägen.
· Unterschicht: Die Schicht zwischen dem Bodenbelag und dem Untergrund wird zur Dämpfung von Kontaktgeräuschen, zur thermischen Isolierung oder zur Erzielung anderer spezifischer Eigenschaften aufgebracht.
· Tragboden: Tragböden sind ebene, horizontale oder leicht geneigte Bauteile, auf denen Personenverkehr möglich ist. Tragböden haben neben einer tragenden Funktion auch eine raumtrennende Funktion (Rippenböden aus Holz, Stahl oder Beton, gläserne Rippenböden, Betonbalken und Füllblöcke, vor Ort gegossener Beton, vorgefertigte Betonelemente, u. a.)
· Estrich: Ein Estrich ist ein Bauelement, das sich aus unter anderem Bindemittel, Füllstoffen und Wasser zusammensetzt und direkt vor Ort auf einen Tragboden gegossen wird. Zwischen dem Tragboden und dem Estrich kann eine Trenn- und/oder Isolierungsschicht aufgebracht werden. [Niederländisch auch: „Chappe”.]
· Vorbereitungsschicht: beispielsweise Glättungsschicht und Ebnungsschicht
· Oberflächenschicht: eine transparente Oberflächenbehandlung, in der Fabrik in einer dünnen Schicht aufbracht. 
2. Alle nichtmetallischen Bauprodukte, deren beabsichtigte Nutzungsart im Befestigen von Bodenbelagprodukten auf einem Untergrund (Tragboden, Estrich oder Vorbereitungsschicht) mittels Adhäsion und Kohäsion besteht, ohne Zuhilfenahme von Nägeln, Schrauben, Klammern oder Nieten; kurz „Klebstoffe für Bodenbelagprodukte”:
· Klebstoffe für flexible Bodenbelagprodukte

· Dispersionsklebstoffe: Synthetikharz (Vinyl oder Acryl) in wässriger Dispersion, ohne Lösemittel oder mit niedrigem Lösemittelgehalt (max. 5%) 

· Dispersionsklebstoff mit Zement (Synthetikharz in wässriger Dispersion und Zement als schnellhärtendes Bindemittel) 

· Zweikomponentenklebstoffe (Polyurethan (PU) oder Epoxyd)

· Klebstoffe auf Lösemittelbasis

· Klebemörtel

· Pick-Up-Klebstoffe (Klebstoffe ohne Lösemittel, enthalten ein Bindemittel in wässriger Dispersion)

· Selbstklebende Membranen

· Parkettklebstoffe

· Dispersionsklebstoffe

· Alkoholklebstoffe

· Polyurethanklebstoffe

· Epoxydklebstoffe, elastische Klebstoffe

· Klebstoffe für erhöhte Böden

3. Oberflächenprodukte für hölzerne Bodenbeläge wie Parkettlacke (auf Basis von Polyurethan, Alkyd, Alkydurethan, ...), Bohnerwachse und Öle.
4. Bauprodukte, die ausschließlich eine oder mehrere der folgenden beabsichtigten Nutzungsarten haben und auf deren Verpackung dies explizit und lesbar angegeben ist, fallen nicht in den Geltungsbereich des vorliegenden Erlasses: 
· Beabsichtigte Nutzung in Innenräumen zu industriellen Zwecken
· Beabsichtigte Nutzung in Innenräumen mit Kraftfahrzeugverkehr (Werkstätten, etc.)
· Beabsichtigte Nutzung in Innenräumen, die nicht für Personen bestimmt sind
Anhang 2 Merkmale und zugehörige Schwellenwerte

	Merkmal
	Bestimmt gemäß
	Schwellenwert nach 28 Tagen

	R 

Der R-Wert ist die Summe aller Ri-Verhältnisse für alle flüchtigen organischen Stoffe mit einem bekannten LCI-Wert (lowest concentration of interest). 

Das Ri-Verhältnis ist das Verhältnis der gemessenen Konzentration eines bestimmten flüchtigen organischen Stoffes im Prüfraum und dem zu diesem flüchtigen organischen Stoff gehörigen LCI-Wert.


	Die Konzentrationen der individuellen Werte der flüchtigen organischen Stoffe werden gemäß TS/EN XXXXX Construction products — Assessment of emissions of regulated dangerous substances from construction products — Determination of emissions intoindoor air (Veröffentlichung voraussichtlich Ende 2012 **vor Veröffentlichung des Erlasses**) bestimmt.

Bei den LCI-Werten handelt es sich um die durch das JRC aufgestellte harmonisierte Liste.

So lange die JRC-Liste nicht öffentlich verfügbar ist, müssen die notifizierten LCI-Werte des AgBB, die zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens oder des Anbietens auf dem Markt gelten, verwendet werden. 

Die Herstellung der Prüfmuster erfolgt gemäß ISO 16000-11. Für flüssige Bodensysteme ist eine Vorkonditionierungszeit von 3 Tagen zulässig.


	≤ 1

	Die Gesamtkonzentration flüchtiger organischer Stoffe (TVOS)
	TS/EN XXXXX Construction products — Assessment of emissions of regulated dangerous substances from construction products — Determination of emissions intoindoor air (Veröffentlichung voraussichtlich Ende 2012 **vor Veröffentlichung des Erlasses**, der Erlass wird mit der korrekten Referenz angepasst)
	≤ 1000 µg/m³ 

	Die Gesamtkonzentration halbflüchtiger organischer Stoffe (TSVOS)
	
	≤ 100 µg/m³

	Krebserregende Stoffe der Kategorien 1A und 1B im Sinne von Artikel 36(1)(c) der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Etikettierung und Verpackung von Stoffen und Gemischen


	
	≤ 1µg/m³

	Acetaldehyd (EINECS 200-836-8; CAS 75-07-0)
	
	≤ 200 µg/m³

	Toluol (EINECS 203-625-9; CAS 108-88-3)
	
	≤ 300 µg/m³

	Formaldehyd (EINECS 200-001-8; CAS 50-00-0)
	EN ISO 16000-3 (DNPH Adsorbens)
	≤ 100 µg/m³


Anhang 3 Zusammenstellung, Inhalt und formale Anforderungen des Produktemissionsgutachtens

Das Produktemissionsgutachten besteht aus drei Abschnitten: der Identifizierung des Produkttyps, einer schriftlichen Begründung und spezifischer Dokumentation. 

Die Identifizierung des Produkttyps umfasst mindestens folgende Elemente:

(1) Die eindeutige Identifizierung des Produkttyps, auf den sich die Begründung bezieht

(2) Die Übereinstimmung zwischen dem Produkttyp und der kommerziellen Produktbezeichnung

(3) Die beabsichtigte Nutzungsart des Bauprodukts

(4) Angaben des Herstellers (Name, Anschrift und Telefonnummer des Herstellers, die Unternehmensnummer, die Telefonnummer und E-Mail-Adresse der für das Produktemissionsgutachten verantwortlichen Person)

Die schriftliche Begründung erläutert und weist nach, auf Basis der spezifischen Dokumentation, dass der Produkttyp die in Artikel 3 genannten Schwellenwerte einhält.

Sie umfasst die nachfolgenden Elemente:

(1) Eine schriftliche Begründung, wobei anhand des Baumusterprüfverfahrens (Prüfung, Verlaufsdaten, etc.) nachgewiesen wird, dass der Produkttyp mit großer Wahrscheinlichkeit die in Artikel 3 genannten Schwellenwerte erfüllt.

(2) Eine schriftliche Begründung über die Repräsentativität des Produkttyps für die in Verkehr gebrachten Produkte.

(3) Identifizierung der Verfahren in Bezug auf Artikel 4 § 8 und § 9.

(4) Im Falle der Verwendung von Produktfamilien gemäß EN-Normen muss das Produktemissionsgutachten die Parameter, die die Auswahl und die Unterteilung in Produktfamilien bestimmen, angeben.

Die spezifische Dokumentation umfasst eines oder mehrere der nachfolgenden Elemente:

(1) Prüfberichte der Prüfungen zur Bestimmung des Produkttyps gemäß dem Prüfverfahren in Anhang 2.  

(2) Prüfberichte von Prüfungen, die gemäß ISO 16000 durchgeführt wurden.

(3) Vorhandene Prüfdaten, sowohl interner (betriebseigener) als auch externer (wissenschaftliche Veröffentlichungen) Herkunft. 

(4) Dokumente, die eindeutig nachweisen, dass der Produkttyp mit dem Produkttyp eines anderen Bauprodukts, hergestellt von einem anderen Hersteller, dessen Konformität bereits in Anhang 2 nachgewiesen wurde, übereinstimmt. Sofern diese Bedingungen erfüllt sind, hat der Hersteller das Recht, die Leistungen aufgrund aller oder eines Teils der Prüfergebnisse des anderen Produkts anzugeben. Der Hersteller kann die durch einen anderen Hersteller erzielten Prüfergebnisse erst dann verwenden, wenn er dafür die schriftliche Genehmigung des anderen Herstellers erhalten hat, der auch weiterhin für die Exaktheit, die Zuverlässigkeit und die Beständigkeit dieser Prüfergebnisse verantwortlich bleibt. 

(5) Die einzelnen Prüfergebnisse der verschiedenen Komponenten, sofern es sich bei dem durch den Hersteller in Verkehr gebrachten Bauprodukt um eine Kombination von Komponenten handelt, die der Hersteller ordnungsgemäß nach genauen Anweisungen des Lieferanten dieser Kombination bzw. Komponente, der die Kombination bzw. die Komponente bereits geprüft hat, zusammenfügt. Der Hersteller kann die durch einen anderen Hersteller oder Lieferanten der Kombination erzielten Prüfergebnisse erst verwenden, wenn er dafür die Genehmigung des anderen Herstellers oder Lieferanten der Kombination erhalten hat; Letzterer bleibt auch weiterhin für die Exaktheit, die Zuverlässigkeit und die Beständigkeit dieser Prüfergebnisse verantwortlich. Wenn die Zusammensetzung der Kombination eine chemische Reaktion verursacht, durch die sich die Produktmerkmale möglicherweise verändern, ist diese Möglichkeit nicht zulässig. 

(6) Erzielte Typ I- oder III-Labels nach entsprechend NBN EN ISO 14021 und NBN EN ISO 14025, die für den/die entsprechenden Produkttyp(en) relevant sind und die Daten enthalten, die für die Schwellenwerte des vorliegenden Erlasses relevant sind.

Formale Anforderungen:

· Das Produktemissionsgutachten muss normal lesbar sein und wird in einem für die Behörde verständlichen Sprachstil verfasst.

· Das Gutachten ist anhand des Deckblatts durch Nummerierung, Datierung, Titel mit Verweis auf die Produkttypen und eine Versionsnummer identifizierbar und muss die Rückverfolgbarkeit zwischen Gutachten, Produkttypen und dem in Verkehr gebrachten Produkt garantieren. 

· Wenn das Gutachten geändert wird, muss der Hersteller ein neues Deckblatt mit einer Übersicht der Änderungen gegenüber der vorigen Version einfügen.

· Alle Dokumente in dem Gutachten haben eine eindeutige Kennzeichnung: Nummerierung, Datierung, Version, Titel. 

· Das Gutachten besitzt ein Inhaltsverzeichnis mit Verweisen auf die verschiedenen Dokumente.

· Das Gutachten kann in digitaler Form gespeichert werden, sofern die Rückverfolgbarkeit früherer Versionen garantiert ist. Jede frühere Version muss mit dem deutlichen Vermerk „nicht mehr gültig” aufbewahrt werden.

· Wenn die Begründung teilweise oder vollständig auf Prüfungen basiert, enthält das Gutachten die betreffenden Prüfberichte. Wenn das Prüfverfahren von den Prüfverfahren in Anhang 2 abweicht, enthält das Gutachten einen qualitativen und/oder quantitativen Vergleich der beiden Verfahren.

· Wenn die Begründung teilweise oder vollständig auf bestehenden Daten basiert, enthält das Gutachten diese Daten sowie die Quelle dieser Daten und weist eindeutig nach, dass diese Daten für den betreffenden Produkttyp repräsentativ sind.

· Wenn die Begründung teilweise oder vollständig auf dem Gutachten eines anderen Herstellers basiert, dann enthält das Gutachten die Prüfberichte und -ergebnisse des Produkttyps des anderen Herstellers, die schriftliche Zulassung des anderen Herstellers sowie die Begründung, aus der hervorgeht, dass der Produkttyp des anderen Herstellers repräsentativ für den Produkttyp ist, der Gegenstand des Produktemissionsgutachtens ist.
· Die zuständige Behörde kann eine Vorlage zur Verfügung stellen, deren Verwendung obilgatorisch ist.

Anhang 4 Produkte, die vom Produktemissionsgutachten freigestellt sind

Bodenbelagprodukte, die zu 100% aus einem der folgenden Materialien bestehen:

· Naturstein

· Keramisches Material

· Glas 

· Stahl

